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Zusammenfassung 

 

Das vorliegende Rechtsgutachten wurde durch die Ludwig-Erk-Gesellschaft e.V. aus Dreieich in 

Auftrag gegeben. Es prüft die Rechtmäßigkeit von Anbauten an der südlichen Stadtmauer von 

Dreieichenhain und die Pflichten der zuständigen Behörden. 

 

Die Stadtmauer steht in diesem Teil als Kulturdenkmal unter dem Schutz des Denkmalschutzge-

setzes. Bestandteilen dieses Schutzes ist auch der Umgebungsschutz des Kulturdenkmals. 

Die Flächen südlich der Stadtmauer sind Bestandteil eines Landschaftsschutzgebietes (Verord-

nung über das Landschaftsschutzgebiet »Landkreis Offenbach« vom 13. März 2000). Dort sind 

insbesondere auch Baumaßnahmen einer naturschutzfachlichen Genehmigungspflicht unterwor-

fen, die nach der einschlägigen Bauordnung keine Genehmigungspflicht unterliegen.  

 

Das Rechtsgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass konkret beschriebene Baumaßnahmen süd-

lich der Stadtmauer von Dreieichenhain einer formellen und materiellen Genehmigungspflicht 

nach dem Denkmalschutzgesetz, dem Naturschutzrecht und der Bauordnung des Landes Hessen 

unterliegen und solche Genehmigungen nicht erteilt wurden. 

 

Das Gutachten muss zur Kenntnis nehmen, dass dieser Sachverhalt sowohl dem Kreisausschuss 

des Landkreises Offenbach als Bauaufsichtsbehörde, Untere Naturschutzbehörde und untere 

Denkmalschutzbehörde als auch der Stadt Dreieich seit längerem bekannt ist, diese Behörden 

aber bislang darauf verzichtet haben, den Verboten und Genehmigungspflichten des Denkmal-

schutzrechts, des Bauordnungsrechts und des Naturschutzrechts Geltung zu verschaffen.  

 

Das Gutachten bewertet diese Untätigkeit als Verstoß gegen den Verfassungsgrundsatz der 

Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns, der die zuständigen Behörden verpflichtet, gegen 

rechtswidrige Zustände zeitnah einzuschreiten.  

 

Das Gutachten zeigt Wege auf, wie die zuständigen Behörden eine gesetzeskonforme Situation 

wiederherstellen können und welche Pflichten dabei bestehen. 
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6. Pflichten des Kreisausschusses des Kreises Offenbach und des Magistrats 

der Stadt Dreieich 

 

Dem Kreisausschusses des Kreises Offenbach obliegen die Aufgaben der unteren Bauaufsichts-

behörde (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 HBO), untere Denkmalschutzbehörde (§ 4 Abs. 2 S. 1 HessDenkmG) 

und untere Naturschutzbehörde (§ 1 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 1 Hessisches Ausführungsgesetz zum 

Bundesnaturschutzgesetz - HAGBNatSchG). 

 

Die Bauaufsicht ist Aufgabe des Staates. Die Bauaufsichtsbehörden haben bei der Errichtung, 

Änderung, Nutzungsänderung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von 

Anlagen für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften und der aufgrund der Hessi-

schen Bauordnung erlassenen Anordnungen zu sorgen, soweit nicht andere Behörden zuständig 

sind (§ 61 Abs. 2 S. 1 HBO). Sie haben in Wahrnehmung dieser Aufgaben die nach pflichtgemä-

ßem Ermessen erforderlichen Maßnahmen zu treffen; dies gilt auch, soweit eine präventive bau-

aufsichtliche Prüfung entfällt (§ 61 Abs. 2 S. 2 HBO). 

 

Für Maßnahmen aufgrund des Hessischen Denkmalschutzgesetzes sind die Unteren Denkmal-

schutzbehörden zuständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt (§ 8 Abs. 1 Hess-

DenkmG). Denkmalschutzbehörden haben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihnen nach 

pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen, um Kulturdenkmäler zu schützen, zu erhal-

ten und zu bergen sowie Gefahren von ihnen abzuwenden (§ 9 Abs. 1 S. 1 HessDenkmG). Wer 

eine Maßnahme, die nach dem Hessischen Denkmalschutzgesetz der Genehmigung bedarf, ohne 

die erforderliche Genehmigung oder im Widerspruch zu den bei der Genehmigung erteilten Be-

dingungen oder Auflagen durchführt, ist auf Anordnung der Unteren Denkmalschutzbehörde 

verpflichtet, den alten Zustand wieder herzustellen oder das Kulturdenkmal auf andere Weise 

entsprechend den Bedingungen oder Auflagen der unteren Denkmalschutzbehörde instand zu 

setzen (§ 9 Abs. 4 HessDenkmG). 

 

Zuständige Behörde für den Vollzug des Naturschutzrechts ist die untere Naturschutzbehörde (§ 

2 Abs. 1 S. 1 HAGBNatSchG). Ist für einen Eingriff in Natur und Landschaft eine Genehmigung 

nach § 17 Abs. 3 S. 1 BNatSchG erforderlich, so ist sie nur zu erteilen, wenn neben den Vorausset-

zungen nach § 17 Abs. 3 S. 3 BNatSchG auch § 35 BauGB dem Eingriff gegen steht (§ 7 Abs. 4 S. 1 

HAGBNatSchG). 
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Dem Kreisausschusses des Kreises Offenbach sind die in diesem Rechtsgutachten dargelegt Ver-

letzungen des formellen und materiellen Bauordnungsrechts, Naturschutzrechts und Denkmal-

schutzrechts seit langem im Detail bekannt.  

 

Dem Kreisausschusses stehen die in diesem Rechtsgutachten aufgezeigten Handlungsmöglich-

keiten offen, die Eigentümer bzw. Nutzer der im Widerspruch zu den rechtlichen Vorgaben der 

Bauordnung, des Denkmalschutzgesetzes und des Naturschutzrechts genutzten Grundstücke 

nach ihrem Ermessen zur Einhaltung der gesetzlichen Pflichten nach Anhörung anzuhalten und 

die jeweilige Sachentscheidung für sofort vollziehbar zu erklären. 

 

Der Kreisausschuss ist nach dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) und dem verfassungs-

rechtlichen Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Art. 20a GG) gehalten, der Missachtung 

des formellen und materiellen Baurechts, Naturschutzrechts und Denkmalschutzrechts auch zur 

Vermeidung eines Nachahmungseffekt mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln entgegenzu-

treten. 

 

Der Kreisausschuss ist darüber hinaus verpflichtet, ihm bekannt gewordene Indizien für eine 

Ordnungswidrigkeit aufzuklären und ein Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen die Verant-

wortlichen einzuleiten. 

 

Soweit der Magistrat der Stadt Dreieich mit Besitzern bzw. Pächter der im Widerspruch zur 

rechtlichen Vorgaben der Bauordnung, des Denkmalschutzgesetzes und des Naturschutzrechts 

genutzten Grundstücke steht, ist er als Behörde den öffentlichen Interessen des Bauordnungs-

rechts, des Naturschutzrechts und des Denkmalschutzrechts verpflichtet und gehalten, seine 

vertragsrechtlichen und nebenvertraglichen Rechte zu nutzen, um einen rechtmäßigen Zustand 

auf den Grundstücken herstellen zu lassen. Dies schließt auch die Nutzung von Kündigungsrech-

ten bestehende Verträge ein. 

 

MÖLLER-MEINECKE & PRELL PARTGmbB 

 

 

 

Matthias Möller-Meinecke 

Rechtsanwalt . Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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